
 

 

Polizeiverordnung über die Einschränkung des Verbrauches von Trink- und 

Brauchwasser bei Notständen in der Wasserversorgung  

 
Auf Grund der §§ 1 und 37 des Hessischen Gesetzes über die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung (HSOG) in der Fassung vom 26. Jan. 1972 (GVBl. S. 24), geändert durch Gesetz 
vom 23. Mai 1973 (GVBl. S. 160), hat die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Lichtenfels 
am 5. Juli 1976 folgende Polizeiverordnung beschlossen: 
 
 

§ 1 
 
Diese Polizeiverordnung gilt für das Gebiet der Stadt Lichtenfels. § 2 Aba. 2 Satz 2 bleibt 
unberührt. 
 

§ 2 
 

(1) Ein Notstand in der Wasserversorgung liegt vor, wenn die Trinkwasserversorg gefährdet ist. 

(2) Beginn und Ende eines Wassernotstandes stellt der Magistrat fest. Die Feststellung kann 
unbeschadet des § 1 Satz 1 auf genau abgegrenzte Teile des Stadtgebietes beschränkt 
werden. Der Wassernotstand wird gemäß den Bestimmungen der Hauptsatzung öffentlich 
bekanntgemacht. Das gilt auch für die Aufhebung des Notstandes. 

 
§ 3 
 

(1) Während eines Wassernotstandes ist es verboten, Wasser aus dem Versorgungsnetz der 
Stadt Lichtenfels, gleichgültig zu welchem Zweck, zu verschwenden oder aufzuspeichern. Es 
ist insbesondere verboten, Wasser für folgende Zwecke zu entnehmen: 

a) zum Betreiben von Sprin_brunnen und Wasserspeianlagen sowie zum Füllen von 
Wasserbassins 

 
b) zum Besprengen oder Bespritzen von Höfen, Straßen, Wegen,Spiel- und Sport- 
plätzen, Terrassen, Dächern und Wänden, 

c) zum Berieseln, Beregnen, Bewässern, Begießen von land- oder forstwirtschaftlich 
genutzten Flächen, von Gärten, Grünflächen und Parkanlagen, 
 
d) zum privaten und gewerblichen Waschen und Abspritzen von Fahrzeugen aller Art, 

 I 
e) zum Kühlen durch Berieselung und zum Betrieb von Klimaanlagen. 

 
Ausnahmen von vorstehenden Verboten bedürfen der Genehmigung des Magistrats. 
 
 

 
 
 



§ 4 
 
Gärtnereibetrieben ist die Wasserentnahme zu den unter § 3 Abs. 1 Buchst. c genannten 
Zwecken nur zur unmittelbaren Aufrechterhaltung des Betriebes und ohne Anwendung 
automatischer Anlagen erlaubt. 
 
 

§ 5 
 
Während eines Notstandes in der Wasserversorgung sind alle Abnehmer und Verbraucher 
verpflichtet, 

a) Undichtigkeiten an den Anlagen unverzüglich zu beseitigen, 

b) die notwendigen Vorkehrungen zu treffen, damit kein Schmutzwasser in die Leitungen 
eingesaugt werden kann. Insbesondere sind Schläuche, die an eine Wasserleitung an-
geschlossen sind, zu entfernen. 

 

 
§ 6 

 
, 

Der Magistrat kann weitere Einschränkungen durch Festsetzung von Sperrzeiten anordnen. 
Für die Bekanntgabe der Sperrzeiten genügt der Aushang im Bekanntmachungskasten oder 
eine andere geeignete Form der Veröffentlichung (z. B. mittels Lautsprecherwagen). Während 
der Sperrzeiten sind zur Vermeidung von Schäden die Wasserhähne geschlossen zu halten. 
 
 
 

§ 7 
 
(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen Vorschriften dieser Verordnung verstößt, handelt 
ordnungswidrig. Unberührt bleiben Vorschriften des Bundes- oder Landesrechts, nach denen 
solche Verstöße mit Strafe oder Geldbuße bedroht sind. 

(2) Ordnungswidrigkeiten im Sinne des Abs. 1 können mit Geldbuße bis zu 1.000 (tausend) 
Deutsche Mark geahndet werden. . 

(3) Zuständige Verwältungsbehörde im Sinne des § _b Aba. 1 Nr. 1 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten (OWiG) ist der Landrat des Landkreises Walaeck-Frankenberg als 
Kreispolizeibehörde. 
 
 

§ 8 
 
Diese Polizeiverordnung tritt am 15. Juli 1976 in Kraft. 
 

Lichtenfels, den 6. Juli 1976   Der Magistrat der Stadt Lichtenfels 
 

gez. Wennemuth (Bürgermeister) 

 


